Neufassung eines Ortsgesetzes liber die Begriinung von Freiflachen und Flachdach-
flachen in der Stadtgemeinde Bremen (Begriinungsortsgesetz Bremen)

vom 28. Marz 2023
(Brem.GBI. Nr. 41 vom 17. April 2023, S. 282)

Der Senat verkiindet das nachstehende, von der Stadtbirgerschaft auf Grund des § 86 Ab-
satz 1 Nummer 6 der Bremischen Landesbauordnung vom 18. Oktober 2022 (Brem.GBI.
S.603 — 2130-d-1a), beschlossene Ortsgesetz:

§1
Ortlicher und sachlicher Anwendungsbereich

(1) Dieses Ortsgesetz gilt fir das Gebiet der Stadtgemeinde Bremen, soweit nicht durch
Bebauungsplan oder andere stadtebauliche oder als 6rtliche Bauvorschriften erlassene
Ortsgesetze entgegenstehende Regelungen getroffen worden sind.

(2) Dieses Ortsgesetz regelt die Pflicht,
1. nicht fir bauliche Anlagen genutzte Grundstiicksflachen und

2. Flachdachflachen beim Neubau von Gebauden oder Gebaudeteilen, Tiefgaragen
und deren Uberdachte Zufahrten

zu begriinen, sofern gesetzlich nichts anderes bestimmt ist.

§2
Begriffsbestimmungen

(1) Schottergarten im Sinne dieses Gesetzes sind unbebaute Freiflachen auf Baugrund-
stiicken, die mit festem Material wie gebrochenen Steinen oder Kieseln bedeckt sind.

(2) Flachdachflachen im Sinne dieses Gesetzes sind Flachdacher und flach geneigte Da-
cher mit einer Neigung bis zu 15 Grad.

(3) Dachbegriinung ist die Bepflanzung eines Gebaudedachs. Zur Dachbegriinung geho-
ren der Unterbau, das Substrat als Vegetationstragschicht und die Pflanzen sowie ge-
gebenenfalls vorhandene Dran-, Filter-, Vlies- und Speicherelemente.

§3
Begriinung von Freiflachen

(1) Die Grundstucksflachen von Baugrundstiicken, die nicht fir bauliche Anlagen genutzt
werden, sind dauerhaft zu begriinen oder zu bepflanzen, soweit dem nicht die Erforder-
nisse einer anderen zulassigen Verwendung der Flachen entgegenstehen. Eine von
Satz 1 abweichende Ausgestaltung dieser Flachen ist nur in geringfligigem Ausmaf}
zulassig, unbebaute Freiflachen bis 10 Quadratmeter bleiben aulRer Betracht. Grol3fla-
chig angelegte Schottergarten sind unzulassig. Die untere Naturschutzbehdrde macht
eine Liste der Pflanzenarten bekannt, die bei der Ausgestaltung der Begriinung oder
Bepflanzung nach den Absatzen 1 und 2 empfohlen werden.

(2) Sofern nach §§ 62 bis 64a der Bremischen Landesbauordnung verfahrenspflichtige
bauliche Anlagen auf nicht Uberbaubaren Grundstiicksflachen errichtet werden sollen,
sind diese auf den betroffenen Grundstlcksflachen unter Berticksichtigung der Voraus-
setzungen des § 4 zu begriinen oder einzugrinen.
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§4
Begriinung von Flachdachflachen

(1) Flachdachflachen ab insgesamt 50 Quadratmeter sind flachig und dauerhaft zu begru-
nen, soweit

1. die Beschaffenheit, Konstruktion und Gestaltung der Dachflache es zulasst und
2. durch die Maftnahme keine unzumutbaren Mehrkosten entstehen.

Die durchwurzelbare Schichtdicke des Substrats muss mindestens 10 Zentimeter be-
tragen. Bei hallenartigen Gebauden sind geringere Schichtdicken zuldssig, sofern die
durchwurzelbare Schicht mindestens 4 Zentimeter betragt und der Spitzenabfluss (Cs-
Wert) mindestens den Wert 0,6 erfillt. Die Dachbegriinung ist in den betreffenden Bau-
vorlagen darzustellen.

(2) Flachen fir haustechnische Anlagen, fir Tageslicht-Beleuchtungselemente und Dach-
terrassen sind bis zu einem Flachenanteil von insgesamt 30 Prozent der jeweiligen
Flachdachflache von der Begriinung ausgenommen.

(3) Bei Dachbegrinungen sind nach § 32 Absatz 4 der Bremischen Landesbauordnung
Abweichungen von § 32 Absatz 1 und 2 der Bremischen Landesbauordnung zulassig,
wenn eine Brandentstehung bei einer Brandbeanspruchung von auf3en durch Flug-
feuer und strahlende Warme nicht zu beflirchten ist oder Vorkehrungen hiergegen ge-
troffen werden.

(4) Die Absatze 1 bis 3 gelten nicht

1. fir Ausbauten und Umbauten von Flachdachflachen an Gebauden, die mit Ablauf
des 22. Mai 2019 bestehen oder genehmigt sind,

fur als Stellplatze genutzte Teile von Flachdachflachen und

wenn eine Verpflichtung zur Errichtung von Photovoltaikanlagen an denselben
Flachdachflachen aus anderen 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften besteht.

§5
Abweichungen

Abweichungen von den Bestimmungen dieses Ortsgesetzes kdnnen unter den Vorausset-
zungen des § 67 der Bremischen Landesbauordnung auf Antrag zugelassen werden. Sofern
die Einhaltung der Bestimmungen dieses Ortsgesetzes nicht in einem Baugenehmigungsver-
fahren zu prifen ist, sind die Abweichungen gesondert bei der Bauaufsichtsbehdrde zu be-
antragen.

§6
Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne des § 83 Absatz 1 Nummer 1 der Bremischen Landesbauordnung
handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig

1. nicht fur bauliche Anlagen genutzte Grundstlcksflachen nach § 3 nicht begrint oder
bepflanzt,

2. Flachdachflachen nach § 2 Absatz 1 nicht entsprechend den Vorgaben des § 4 be-
grunt.

§ 5 bleibt unberihrt.
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§7
Zustandigkeiten

Zustandig fur den Vollzug dieses Gesetzes ist die untere Bauaufsichtsbehorde. Die untere
Naturschutzbehérde soll die untere Bauaufsichtsbehdrde bei der Durchsetzung der Anforde-
rungen dieses Gesetzes unterstitzen.

§8
Ubergangsvorschriften

(1)  Far Bauvorhaben, deren bauaufsichtliche Verfahren nach der Bremischen Landesbau-
ordnung bereits vor dem 18. April 2023 eingeleitet worden sind, findet das Begri-
nungsortsgesetz vom 14. Mai 2019 (Brem.GBI. S. 313) weiter Anwendung. Absatz 2
bleibt unberuhrt.

(2) Bestehende unbebaute Freiflachen missen spatestens bis zum 31. Dezember 2026
den Anforderungen nach § 3 Absatz 1 entsprechen.

§9
Inkrafttreten, Auerkrafttreten

Dieses Ortsgesetz tritt am Tag nach seiner Verkiindung in Kraft. Gleichzeitig tritt das Begru-
nungsortsgesetz Bremen vom 14. Mai 2019 (Brem.GBI. S. 313) aulRer Kraft.

Bremen, den 28. Marz 2023
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Neufassung eines Ortsgesetzes liber die Begriinung von Freiflachen und Flachdach-
flachen in der Stadtgemeinde Bremen (Begriinungsortsgesetz Bremen)

vom 28. Marz 2023
Begriindung

A. Allgemeiner Teil

Mit Anwendung der Ermachtigungsgrundlage in § 86 Absatz 1 Nummer 6 der Bremischen
Landesbauordnung (BremLBO) hat das Begriinungsortsgesetz (BegrinungsOG) vom

14. Mai 2019 (Brem.GBI.S. 313) erstmals eine das gesamte Gebiet der Stadtgemeinde
Bremen betreffende rechtliche Verpflichtung zur Erhédhung des Anteils an begriinten
Dachflachen und begrinten Freiflachen geschaffen, die sich als wirksames Instrument im
Sinne des Klimaschutzes herausgestellt hat.

Far einen nachhaltigen und wirksamen Beitrag zur Minderung der Folgen des Klimawandels
auf den Wasserhaushalt, die biologische Vielfalt und das Klima in der Stadt sind im Rahmen
der Umsetzung der Klimaanpassungsstrategie jedoch weitere Anstrengungen notwendig.
Das BegriinungsOG soll deshalb nachgescharft werden. Neben der mildernden Wirkung auf
das Stadtklima ist es bei einer Erweiterung der Gebaudebegrinung in Zeiten des
Klimawandels vor allem wichtig, den Schutz vor der Uberhitzung von Gebauden im Sommer,
den (Regen-) Wasserriickhalt und eine Reduzierung der Luftbelastung mit Stickstoffdioxid
(CO2) starker zu berucksichtigen.

Folgende Anpassungen sollen deshalb kurzfristig mit der aktuellen Novelle vorgenommen
werden:

1.  Streichung der bisherigen Rlckausnahmen aus dem Anwendungsbereich flr
Wohngebaude der Gebaudeklasse 2 mit dem Erscheinungsbild als Reihenhaus und fir
hallenartige Gebaude (siehe zu § 1 Absatz 3 Nummer 3und 4 a. F.)

2. Ausdrickliche Klarstellung des Verbotes von Schottergarten und die Verpflichtung zu
einer gesetzeskonformen Anpassung der Begrinung auch der vor Inkrafttreten des
geltenden Begriinungsortsgesetzes bestehenden nicht fur bauliche Anlagen genutzten
Freiflachen auf Baugrundstiicken spatestens bis zum 31. Dezember 2026 (siehe zu §§
3 Absatz 1, 8 Absatz 2)

3.  Begrunungsverpflichtung, sofern nicht Uberbaubare Grundsticksflachen durch
verfahrenspflichtige bauliche Anlagen nach §§62 bis 64a der Bremischen
Landesbauordnung Uberbaut werden sollen (siehe zu § 3 Absatz 2)

4. Absenkung des Schwellenwertes beim Neubau fir verpflichtende Begrinung von
Flachdachflachen von 100 m? auf 50 m? (siehe zu § 4 Absatz 1)

5. Erméglichung der Kombination von Dachbegrinung und die Nutzung fir Anlagen zur
Erzeugung erneuerbaren Energien auf Dachflachen auf freiwilliger Basis (siehe zu § 4
Absatz 4 Nummer 3).

Der vorlegte Gesetzentwurf tragt zur Umsetzung folgender Forderungen der Enquete-Kom-
mission aus dem Aktionsplan Klimaschutz bei:

a) Malnahme 189 Flachenversiegelung vermeiden
b) MalRnahme 190 Stadtgrin ausweiten, Schottergarten verbieten

Nachfolgende Themenkomplexe bedlrfen hingegen einer vertieften fachlichen Prifung und
lassen sich nicht kurzfristig mit dieser Novelle des BegriinungsOG umsetzen bzw. sind in
ihrer konkreten rechtlichen Ausgestaltung zum Zeitpunkt dieses Gesetzgebungsverfahrens
noch unklar.

6. Fir eine mogliche Vorgabe zur Begriinung von (fensterlosen) Fassaden sind u. a.
brandschutzrechtliche Belange zu bericksichtigen. Da es hierzu einer umfassenden
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Prifung bedarf, soll bis auf Weiteres die Begrinung von Fassaden auf freiwilliger Basis
stattfinden und durch Beratung und/oder finanzielle Anreize geférdert werden.

7. Fir weitergehende Uberlegungen, Flachdacher zusatzlich zu der Dachbegriinungs-
pflicht oder stattdessen prioritar mit solarer Nutzung verpflichtend zu versehen, sind die
Ergebnisse eines Gutachtens zur Photovoltaikpflicht von Gebauden und darauf aufbau-
end der Entwurf eines Bremischen Gesetzes zur Beschleunigung des Ausbaus von An-
lagen zur Stromerzeugung aus solarer Strahlungsenergie (BremSolarG) erst zum Ab-
schluss dieses Gesetzgebungsvorhabens vorgelegt worden und konnten deshalb keine
inhaltliche Bertcksichtigung mehr finden. In den Gesetzentwurf des BegriinungsOG ist
jedoch vorausschauend in § 4 Absatz 4 Nummer 3 eine Klausel eingefugt worden, wo-
nach sich eine Dachbegriinungsverpflichtung nach diesem Gesetz subsidiar zu einer
landesrechtlich im Bremischen Solargesetz zu begriindenden Photovoltaik-Verpflich-
tung verhalt.

8. In Verbindung mit der nachsten Novelle der Bremischen Landesbauordnung sollen die
Regelungsinhalte des BegriinungsOG unter Berticksichtigung der Ergebnisse zu den
Ziffern 6. und 7. evaluiert und in die BremLBO Uberfihrt werden, um die Rechtsanwen-
dung anwenderfreundlicher zu gestalten. Das Bremische Begriinungsortsgesetz soll
dann auRer Kraft treten. Mit perspektivischer Ubertragung der Vorschriften auf die lan-
desrechtliche Ebene wiirden diese dann auch fir die Stadtgemeinde Bremerhaven An-
wendung finden.

B. Zu den einzelnen Vorschriften

Zu § 1- Ortlicher und sachlicher Anwendungsbereich

Absatz 1 entspricht mit klarstellender Erweiterung dem BegriinungsOG-2019 und setzt fur
das Begrunungsortsgesetz einen auf die gesamte Stadtgemeinde Bremen und das stadtbre-
mische Uberseehafengebiet Bremerhaven festgelegten értlichen Anwendungsbereich fest.

Abweichende Regelungen in Bebauungsplanen im Sinne des Absatzes 1 kdnnen zunachst
ortsgesetzliche Bestimmungen auf der Grundlage des § 86 Absatz 1 Nummer 6 BremLBO
sein, die nach § 86 Absatz 3 BremLBO durch Bebauungsplan beschlossen werden, um die
Regelung der Begriinung baulicher Anlagen quartiersbezogen unter Berlicksichtigung be-
sonderer Umstande vorzunehmen. Weiter sieht auch das Bunderecht vor, dass quartiersbe-
zogen nach § 9 Absatz 1 Nr. 25 BauGB in Bebauungsplanen Festsetzungen zu Begriinungs-
pflichten getroffen werden kdnnen.

Diese Festsetzungen in Bebauungsplanen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Begru-
nungsortsgesetzes bereits rechtskraftig sind, bleiben von den Regelungen dieser Satzung

unberthrt. In kinftigen Bebauungsplanverfahren ist unter Bertcksichtigung der stadtebauli-
chen Situation im Zuge der Abwagung zu klaren, ob von den Regelungen dieses Ortsgeset-
zes abweichende Vorgaben etwa nach § 9 Absatz 1 Nr. 25 BauGB getroffen werden sollen.

Absatz 2 regelt den sachlichen Anwendungsbereich des Ortsgesetzes.

Absatz 2 Nummer 1 wird gegentiber dem BegrinungsOG-2019 dergestalt verandert, dass
das nachgescharfte Gesetz ohne die vorherige Gultigkeitseinschrankung der Neuanlage o-
der einer wesentlichen Umgestaltung die fir alle Baugrundstiicke (auch in 6ffentlicher Eigen-
timerschaft) gultige Pflicht begriindet, nicht fir bauliche Anlagen genutzte Grundsticksfla-
chen zu begriinen. In Verbindung mit der eingefiigten Ubergangsvorschrift in § 8 Absatz 2
kann damit ein Eingriff in den Bestandsschutz erfolgen, der liber das Anpassungsverlangen
nach § 58 Absatz 4 BremLBO hinausgeht und Einzelfallbezogen zu bewerten ist.

Der umfassende Eingriff in den Bestand wird vor allem damit begriindet, dass man zur Errei-
chung der Klimaschutzziele alle vorhandenen Flachen nutzen muss. Perspektivisch aber zu
erwarten ist, dass Photovoltaik-Pflicht fur Dachflachen zur Sicherung der Energieversorgung
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ein hohes offentliches Interesse besteht und damit gleichzeitig die mit diesem Ortsgesetz ge-
regelte Pflicht zur Begriinung von Flachdachflachen oder die bisherige Wahlfreiheit in den
Hintergrund tritt. Um gleichzeitig das parallele Ziel der Klimaanpassungsstrategie nicht zu
gefahrden, sind hierzu alle grundsticksbezogenen Bodenflachen dem Anwendungsbereich
dieses Gesetzes zu unterwerfen. Zudem wird unterstellt, dass im Verhaltnis die Begriinung
von Freiflachen in der Realisierung und im Erhalt wirtschaftlicher ist als die Begriinung von
Flachdachflachen mit dauerhafter Unterhaltung und Pflege.

Absatz 2 Nummer 2 entspricht unverandert dem BegriinungsOG-2019. Demnach sind alle
Flachdachflachen im Rahmen des Neubaus von Gebauden oder Gebaudeteilen sowie von
Tiefgaragen und deren Uberdachten Zufahrten zu begriinen.

Sofern ein bestehender Gebaudeteil durch Umbaumalnahmen vollstandig beseitigt und durch
einen Teilneubau ersetzt oder durch einen erganzenden Anbau mit Flachdachflachen ab 50 m?
erweitert wird oder sofern eine Aufstockung stattfindet, ist die Begrinungspflicht ebenfalls zu
beachten, da dieser Gebaudeteil insbesondere hinsichtlich Beschaffenheit, Konstruktion und
Gestaltung wie ein Neubau zu beurteilen ist.

Absatz 3 entfallt, da die bisherigen Riickausnahmen nach Nummer 1 und 2 a.F. sich nur
auf die Begrinung von Flachdachflachen beziehen und deshalb aus systematischen Grin-
den nach § 4 Absatz 4 Nummer 1 und 2 verschoben werden.

Gleichzeitig werden fur einen weitergehenden Beitrag zum Klimaschutz (Biodiversitatserhalt,
Wasserriickhalt, Reduzierung der Luftbelastung u. s. w.) die bisherigen Rickausnahmen
vom Anwendungsbereich dieses Gesetzes wieder gestrichen und zwar nach Nummer 3 a.F.
fur Wohngebaude der Gebaudeklasse 2 mit dem Erscheinungsbild als Reihenhaus und nach
Nummer 4 a. F. fur hallenartige Gebaude.

Damit unterliegen auch diese Vorhaben zuklnftig grundsatzlich dem Anwendungsbereich
dieses Gesetzes. Sofern die Erflllung der gesetzlichen Anforderungen im Einzelfall nicht
moglich sein sollte, ist dartiber durch die untere Bauaufsichtsbehdrde im Rahmen eines Ab-
weichungsantrages nach § 67 BremLBO i.V.m. § 5 unter Abwagung der Grinde zu entschei-
den.

Zu § 2- Begriffsbestimmungen

Absatz 1 ist neu und enthalt die Legaldefinition des Begriffes ,Schottergarten®, der im Sinne
dieses Gesetzes als Freiflache auf Baugrundstiicken, die nach § 8 Absatz 1 Satz 1
BremLBO legal definiert ist, die mit festem Material wie gebrochenen Steinen oder Kieseln
bedeckt ist, bezeichnet wird.

Die Legaldefinition ist notwendig, um auf dieser Grundlage eine rechtssichere Beurteilung
vornehmen zu kdnnen, ob es sich um eine unzulassigerweise mit Befestigungsmaterial be-
deckte, unbegriinte Freiflache handelt und auf dieser Grundlage eine Ordnungswidrigkeit
nach § 6 Nummer 1 feststellen und eine Entsiegelung mit Begriinung der Freiflachen im
Sinne dieses Gesetzes fordern zu kénnen. Bei den beispielhaft genannten festen Materialien
wie gebrochenen Steinen oder Kieseln kommt es auf die Festigkeit des Materials an, wel-
ches von z.B. das Naturproduckt Rindenmulch oder Holzhackschnitzeln abzugrenzen ist.

Klarstellend sei darauf hingewiesen, dass gepflasterte oder betonierte Vollversiegelungen
und ggf. betonierte Fugen bereits nach § 8 Absatz 1 BremLBO aufgrund fehlender Wasser-
durchlassigkeit i.V.m. dem Begriinungsgebot nach § 3 Absatz 1 Satz 1 unzulassig sind und
daher nicht unter die Begriffsdefinition des Schottergartens im Sinne des § 3 Absatz 1 Satz 3
fallen.

Die Begriffsbestimmungen in § 2 Absatz 2 und 3 entsprechen unverandert dem Begru-
nungsOG-2019.
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Absatz 2 entspricht Absatz 1 a.F. und enthalt die Definition der Flachdachflache fir den An-
wendungsbereich dieses Gesetzes. Demnach werden als Flachdachflachen nicht nur Flach-
dacher, sondern auch flach geneigte Dacher mit einer Dachneigung bis zu 15 Grad bezeich-
net. Durch die Begrenzung der Dachneigung soll eine UbermaRige Kostenbelastung vermie-
den werden. Bei Dachflachen mit héherer Neigung (steilere Dacher) ist zwar auch eine Begri-
nung mdglich, allerdings ist diese mit einem deutlich héheren Aufwand verbunden, da ab einer
Dachneigung von mehr als 15 Grad regelmafig konstruktive Maf3nahmen zur Schubsicherung
des Grindachaufbaus zu treffen sind.

Absatz 3 entspricht Absatz 2 a.F. und bestimmt den Begriff der Dachbegriinung als Bepflan-
zung des Gebaudedaches. Im Rahmen der Begriffsbestimmung gehdren hierzu bei ganzheit-
licher Betrachtung eine ordnungsgemafe Ausfihrung des Unterbaus, sowie des Aufbringens
der Substratschicht (Vegetationstragschicht) und der eigentlichen Bepflanzung. Gegebenen-
falls kommen Dran-, Filter-, Vlies- und Speicherelemente hinzu.

Zu § 3 - Begriinung von Freiflachen

Das BegrinungsOG erweitert fir die Stadtgemeinde Bremen den rechtlichen Rahmen der
landesrechtlichen Bestimmungen von § 8 Absatz 1 und 2 BremLBO, wonach bereits die
grundsatzliche Pflicht zur Minimierung der Bodenversiegelung auf das fir eine zulassige Nut-
zung erforderliche Mal} festgeschrieben ist, zusatzlich um eine Begriinungs- oder Bepflan-
zungspflicht flr unbebaute Grundsticksflachen.

Neben der Begriinung von Flachdachflachen nach § 4 stellt aber vor allem eine moglichst
umfangliche Bodenbegrinung einen Hauptbestandteil der Klimaanpassungsstrategie dar, die
durch die Bauherrschaft kostenglinstig umgesetzt werden kann. Immer haufiger anzutreffende
~Schottergarten im Sinne des § 2 Absatz 1 sind als besonders problematisch fir die
Klimaanpassung und eine Forderung der Biodiversitat in der Stadt einzustufen. Das bereits
mit dem BegrinungsOG-2019 eingefilhrte Bodenbegrinungsgebot soll mit einer
ausdricklichen Klarstellung des Verbotes von Schottergarten mit dieser Novelle nachgescharft
werden.

In VerknUpfung mit den Anforderungen aus § 8 Absatz 1 und 2 der BremLBO wird Absatz 1
Satz 1 dergestalt gefasst, dass die Grundstiicksflachen von Baugrundstlicken, die nicht fir
bauliche Anlagen genutzt werden, dauerhaft zu begriinen oder zu bepflanzen sind, soweit
dem nicht die Erfordernisse einer anderen zulassigen Verwendung der Flachen entgegenste-
hen. Die Begrunung dieser Freiflachen kann wahlweise oder in Kombination entweder durch
Rasen oder mit im Erdboden wurzelnden Pflanzen erfolgen, so dass auch unter Berucksichti-
gung der Rickausnahme nach Satz 2 der Eindruck einer im Wesentlichen flachigen Begru-
nung oder Bepflanzung dieser unbebauten Grundstucksflachen entsteht.

Das Ausbringen von unbelebtem Material wie Schotter, Steinen oder Kies auf einer die
Durchwurzelung hemmenden Schicht auf diesen Flachen ist demnach keine zulassige Ver-
wendung. Die Vorschrift soll damit in Verkntpfung mit dem neuen Satz 3 die im Stadtgebiet
vermehrt anzutreffenden ,Schottergarten” verbieten. Durch die Ergdnzung des Tatbestands-
merkmales ,dauerhaft’ in Verbindung mit dem Erdbodenbezug des Rasens oder der Pflan-
zen soll dieses Verbot deutlicher als bisher herausgestellt werden. Im Sinne dieses Gesetzes
ist es damit ebenfalls unzuldssig, in ansonsten versiegelten Vorgarten lediglich Blumenkubel
oder ahnliches aufzustellen, die Ubrigen Freiflachenteile aber weiterhin als ,unbegrinte
Steinwlste” auszugestalten.

Die Begrunung oder Bepflanzung kann durch Aussahen, Anpflanzen oder Zulassen der na-
turlichen Vegetationsentwicklung erfolgen. Dabei besteht keine die Verpflichtung, eine be-
stimmte Vegetationsform bei Abgang durch dieselbe Vegetationsform zu ersetzen. Es kon-
nen auch verschiedene Vegetationsformen zeitlich aufeinander folgen. Anzahl und Dichte
der Pflanzen richten sich nach deren Wuchsverhalten. Die Bepflanzung oder die ermdglichte
Selbstbegrinung muss jedoch perspektivisch eine die gesamte Flache bedeckende oder
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Uberschirmende Begrinung und somit die optische Wirkung einer Griinflache erwarten las-
sen. Dem stehen Einbauten von die Durchwurzelung hemmenden Materialien oder eine Ge-
staltung mit weit auseinanderstehenden Pflanzen schwach wiichsiger Sorten zwar grund-
satzlich entgegen, jedoch bleibt auch eine Befestigung von Teilflachen mit wasserdurchlassi-
gen Rasengittersteinen (Halbversiegelung) weiter méglich, sofern dies unter Berlicksichti-
gung des Nutzungszwecks und vertretbar ist und planungsrechtliche Vorschriften nicht ent-
gegenstehen.

Zur Wahrung der Verhaltnismafigkeit gilt jedoch die Begrinungspflicht nach § 3 dieses Orts-
gesetzes ausdrticklich nur, ,soweit dem nicht die Erfordernisse einer anderen zulassigen
Verwendung der Flachen entgegenstehen®.

Auch eine bauplanungsrechtlich zuldssige nachtragliche Bebauung oder eine entsprechende
Freiraumgestaltung bleibt weiter moglich. Hierzu zahlen insbesondere die in § 61 Absatz 1
Nummer 1 und 10 BremLBO genannten Anlagen in Garten und zur Freizeitgestaltung, die im
Regelfall keine planungsrechtliche Relevanz besitzen, die im Regelfall auch als Nebenanla-
gen nach § 14 BauNVO einzustufen sind. Die verbleibende unbebaute Flache kann auch
gartnerisch angelegt werden, z.B. als Ziergarten mit Baumen, Strduchern und Blumen oder
als Nutzgarten. Die Flachen kénnen auch Wege und Wasserflachen haben.

Auf Flachen, die planungsrechtlich nicht als Stellplatze, Zufahrten, Gehwege, Terrassen, Ab-
stell- oder Lagerplatze genutzt werden duirfen, oder trotz planungsrechtlicher Zulassigkeit
derzeit baut sind, sind Befestigungen einschlielRlich wassergebundener Decken unzulassig.
Diese Flachen unterliegen vollstandig der Begrinungspflicht.

Die im Sinne dieses Gesetzes vorgenommene Begriinung oder Bepflanzung kann im Sinne
einer 6kologisch wertvollen Zwischennutzung zu einem spateren Zeitpunkt wieder entfernt
werden, wenn die Freiflache fir eine zulassige bauliche Nutzung verwendet werden soll. Be-
reits eine Rasenbegriinung der bislang ungenutzten Freiflachen ist ausreichend, um eine
mogliche zuldssige Bebauung zu einem spateren Zeitpunkt auf der Flache realisieren zu
kénnen. Den Uber das Grundstuck verfigungsberechtigten Personen wird jedoch eine regel-
maRige Rasenpflege empfohlen, um der Entstehung gréRerer ,Wildwiesen® entgegenzuwir-
ken.

Fir Flachen, die zulassigerweise fur bauliche Anlagen wie Stellplatze, Zufahrten, Gehwege,
Abstell- und Lagerplatze bendtigt werden, trifft dieses Ortsgesetz keine Regelung. Fur diese
Flachen gilt § 8 Absatz 2 BremLBO, nach dem sie nur soweit befestigt werden dirfen, wie es
fur deren Nutzung erforderlich ist, z.B. kann je nach Nutzungsintensitat die Befestigung mit
Schotterrasen, Rasengittersteinen oder Pflasterbelagen mit Rasenfugen ausreichen.

Nach dem neuen Satz 2 ist eine von Satz 1 abweichende Ausgestaltung nur in geringfugi-
gem Ausmal zulassig. Diese Rickausnahme ist sachgerecht, sofern es sich nur um unter-
geordnete Kleinflache von weniger als 10 Prozent in Bezug auf die gesamte nicht Gberbaute
Grundstlicksflache handelt. Dies kénnen z.B. Freiflachen zwischen zwei Gebaudezugangen,
rund um zulassige bauliche Anlagen, Wegeverbindungen oder entlang den Grundstlicks-
grenzen sein. Eine Verpflichtung zur Begriinung oder Bepflanzung im Sinne dieses Gesetzes
ware bei solch geringeren Freiflache nicht zweckmalfig und die bestimmungsgemale Nut-
zung wurde unverhaltnismaRig beeintrachtigen oder kénnte in die nachbarliche Belange ein-
greifen. Der Schwellenwert von 10 Prozent zur Beurteilung des ,geringfligigen Ausmalles” ist
entsprechend der gangigen Rechtsprechung’ kein absoluter Wert, er lasst sich weder abs-
trakt-generell noch mathematisch-prozentual genau festlegen. Verlangt ist vielmehr eine Ge-
samtabwagung der Umstande des Einzelfalls. Der Wert dient dennoch als Orientierung. Ne-
ben einer rechnerischen Ermittlung ist erganzend auch eine grundstiicksbezogene, optische
Einzelfallbeurteilung vorzunehmen, d.h. fir die Beurteilung ist die jeweilige Flache des
Grundstuckszuschnitts, die vorhandenen oder geplanten baulichen Anlagen und die vorhan-
dene Begrinungs- oder Bepflanzungsintensitat zugrunde zu legen.

"Vgl. bspw. BVerwG, Urteil vom 4. Mai 1988, Az: 4 C 34/86 oder OVG Liineburg, Beschluss vom
1. Juni 2021, Az: 1 ME 137/20
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Da pauschalierend auch bei kleinen Baugrundstiicken und hier insbesondere bei Reihenhau-
sern entsprechend § 9 Absatz 3 Nummer 2 des Mobilitdts-Bau-Ortsgesetzes fir die Stadtge-
meinde Bremen vom 20. September 2022 (Brem.GBI.S. 476) eine Flache von 6 m? zum Ab-
stellen von vier Fahrradern zugrunde gelegt wird und neben einer befestigten Hauseingangs-
zuwegung nach § 45 BremLBO auch noch eine ausreichende Restflache zur voribergehen-
den Aufbewahrung fester Abfallstoffe in den entsprechenden Sammelbehaltnissen zur Verfu-
gung stehen muss, wird zugrunde gelegt, dass bei allen Baugrundsticken unabhangig von
ihrer GrofRe eine Freiflache bis 10 m? aulRer Betracht bleibt, bevor darlber hinaus die prozen-
tuale Bewertung vorzunehmen ist.

Die Regelung soll den Verwaltungsaufwand fir die Vollzugskontrolle auf ,grof3flachig“ ange-
legte Schottergarten oder anderweitig versiegelte oder befestigte Freiflachen gelenkt wer-
den, bei denen entsprechend der Ausflihrungen zu Satz 1 der optische Eindruck einer na-
hezu vollstandig versiegelten Gartenflache entsteht. Kleinere Schotterflachen oder anderwei-
tig befestigte Flachen auf unbebauten Grundstlcksteilen, die ansonsten in eine diesem Ge-
setz entsprechende Begrinung des Grundstiicks unterworfen sind, sind somit im Sinne einer
sachgerechten und selbstbestimmten Grundstlcksnutzung in Ausiibung des eigentums-
grundrechtes nach Art. 14 GG hinzunehmen und rechtfertigen kein bauaufsichtliches Ein-
schreiten im Sinne des § 58 Absatz 2 BremLBO durch die fur den Vollzug der Vorschrift nach
§ 7 zustandige Behorde.

Satz 3 ist neu und stellt mit Bezug auf die Legaldefinition in § 2 Absatz 1 neben dem Begru-
nungs- oder Bepflanzungsgebot nach Satz 1 und den Ausnahmen nach Satz 2 nunmehr
ausdricklich klar, dass grof¥flachig angelegte Schottergarten unzulassig sind. Zuwiderhand-
lungen werden nach § 6 Absatz 1 als Ordnungswidrigkeiten eingestuft. Mit Verfigung kann
sowohl eine Entsiegelung als auch eine Begriinung oder Bepflanzung der Freiflachen im
Sinne dieses Gesetzes verlangt werden.

Das OVG Luneburg hat mit Urteil vom 17.01.2023 (Az.:1 LA 20/22) festgestellt, dass ein
bauaufsichtliches Einschreiten gegen sog. Schottergarten im Sinne dieses Gesetzes unter
Bericksichtigung der nachfolgenden Leitsatze zuldssig ist:

1. Fir die Beurteilung, ob eine Grinflache i.S.d. § 9 Abs. 2 NBauO (hier im Sinne von § 3
Absatz 1 dieses Gesetzes) vorliegt, ist stets eine wertende Betrachtung aller Umstande
des Einzelfalls erforderlich. Dabei ist auf das Gesamtbild abzustellen; eine mathema-
tisch-schematische Betrachtung verbietet sich.

2. Grinflachen werden durch naturbelassene oder angelegte, mit Pflanzen bewachsene
Flachen gepragt ("gruner Charakter"). Dies schlie3t Steinelemente nicht aus, wenn sie
sich dem Bewuchs dienend zu- und unterordnen.

3.  Dass die nicht Uberbauten Flachen eines Baugrundstlickes nur Uberwiegend Grinfla-
chen sein missen, ist § 9 Abs. 2 NBauO (und analog auch § 8 Absatz 1 und 2
BremLBO iV.m. § 3 dieses Gesetzes) nicht zu entnehmen. Ein solches Verstandnis wi-
derspricht dem Wortlaut und der Intention des Gesetzgebers, die Versteinerung der
Stadt auf das notwendige Ausmal zu beschranken.

Satz 4 entspricht unverandert Satz 2 a.F. und weist darauf hin, dass die untere Naturschutz-
behdrde eine Liste der Pflanzenarten bekannt macht, die bei der Ausgestaltung der Begri-
nung oder Bepflanzung nach Satz 1 empfohlen werden. Diese Liste hat lediglich empfehlen-
den Charakter, weshalb hinsichtlich der Form der Begriinung und der Artenauswahl nicht in
die individuelle Gestaltungsfreiheit von Eigentumern und Nutzungsberechtigten eingegriffen
wird. Es soll vielmehr auf Aufklarung und Beratung durch fir Fragen der biologischen Vielfalt
und der Stadtékologie fachkundige Institutionen gesetzt werden.

Die Empfehlungsliste soll Pflanzenarten auffihren, die insbesondere fir Insekten und Vogel
nutzbar sind. Dabei wird es sich im Wesentlichen um in Nordwestdeutschland heimische Ge-
holzarten handeln. Um die gestalterischen Moglichkeiten im Siedlungsraum zu erhéhen,
kann die Pflanzliste auch nichtheimische Arten und Kultursorten enthalten, die als Nist- und
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Nahrungspflanzen 6kologische Bedeutung haben. Die Bekanntmachung der jeweils aktuel-
len Fassung erfolgt entsprechend § 2 Absatz 2 des Bremischen Verklindungsgesetzes vom
18. September 2012 (Brem.GBI. S. 409) im Amtsblatt der Freien Hansestadt Bremen. Die
Liste wird auch auf der Internetprasenz der zustandigen unteren Naturschutzbehérde verof-
fentlicht.

Absatz 2 ist neu und fordert, dass sofern nach §§ 62 bis 64a der Bremischen Landesbauord-
nung verfahrenspflichtige bauliche Anlagen auf nicht Uberbaubaren Grundstticksflachen er-
richtet werden sollen, diese auf den betroffenen Grundstiicksflachen unter Beriicksichtigung
der Voraussetzungen des § 4 zu begriinen oder einzugrinen sind. Unter einer Eingriinung
ist eine Begrinung entlang des Umfangs der baulichen Anlage zu verstehen.

Die Aufnahme dieser Verpflichtung in das Gesetz ist erforderlich, um die wegfallenden Frei-
flachen zum einen zu kompensieren und zum anderen die bewahrte gangige Praxis zu nor-
mieren, weil in der Vergangenheit oftmals Ermessensentscheidungen fiir Befreiungen nach
§ 31 Absatz 2 BauGB fiir die Uberschreitung der Baugrenze durch bauliche Anlagen an die
Bedingung geknupft worden sind, Teile dieser Anlagen zu begriinen.

Uber einen mdglichen Verzicht ist im Rahmen der Ermessensentscheidung nach § 31 Ab-
satz 2 mit einer separaten Abweichung einzelfallbezogen nach § 67 BremLBO i.V.m. § 5 des
BegrinungsOG unter Abwagung der Grinde zu entscheiden.

Im Umkehrschluss bedeutet dies, dass fir samtliche bauordnungsrechtlich verfahrensfreie
bauliche Anlagen, die im Aufzahlungskatalog des § 61 Absatz 1 BremLBO genannt sind,
eine Begrunungsverpflichtung nicht besteht, wenn diese nach im Regelfall positiver stadte-
baulicher Ermessensentscheidung gemal § 23 Absatz 5 BauNVO auf nicht Gberbaubarer
Flache errichtet werden (z.B. zulassige Gartengeratehauser etc.). Eine Begriinung oder Ein-
grinung der verfahrensfreien baulichen Anlagen auf freiwilliger Basis ist nattrlich moglich.

Zu § 4 - Begriinung von Flachdachflachen

Absatz 1 enthalt mit den materiellen Grundanforderungen an die Begriinung von Flachdach-
flachen im Sinne des § 2 Absatz 2 den zweiten wesentlichen Regelungszweck dieses Ortsge-
setzes.

Satz 1 senkt den Schwellenwert, ab dem die Flachdachflachen zu begriinen sind, gegenlber
dem BegrinungsOG-2019 von 100 m? auf 50 m? ab.

Die entsprechenden Flachdachflachen sind flachig und dauerhaft zu begrinen, d. h. es ist die
gesamte Dachflache in die Begriinung einzubeziehen, die aus dauerhaftem Pflanzenmaterial,
wie Sedum-, Erikazeen- oder Graserpflanzen bestehen muss, welche auch winterbestandig
ist.

Der auf 50 m? herabgesetzte Schwellenwert fir die verpflichtende Dachbegriinung knipft an
die bestehenden Flachenbeschrankungen fir verfahrensfreie Bauvorhaben im Aufzahlungs-
katalog nach § 61 Absatz 1 BremLBO an. Regelungsziel ist, verfahrensfreie Bauvorhaben
nicht von der Begrinungspflicht zu erfassen, um diese auch zukinftig kostengunstig errich-
ten zu kénnen. So sind z.B. nach § 61 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b) BremLBO Garagen
einschlieRlich Gberdachter Stellplatze?, wie Carports bis 50 m? auch weiterhin verfahrensfrei,
so dass fur solche Vorhaben keine Begrinungspflicht besteht.

Andererseits fallen in Verbindung mit der Streichung des bisherigen Rickausnahmeprivilegs
nach § 1 Absatz 3 Nummer 3 a. F. auch Reihenhauszeilen mit Flachdachern, die z. B. bei
durchschnittlicher Breite von ca. 5,00 Metern und einer Lange von mehr als 10,00 Metern
Uber eine Flachdachflache von mehr als 50 m? je Nutzungseinheit verfligen, unabhangig von

2 Laut der teleologischen Auslegung des Begriffs sind hiervon auch Uberdachte Fahrradabstellplatze
bis 50 m? erfasst.
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einer moglichen Teilung nach Wohnungseigentumsgesetz (WEG) zukinftig in den Anwen-
dungsbereich der Vorschrift.

Reihenhauser in der Rechtsform nach WEG werden bauordnungsrechtlich als ein Gebaude
betrachtet, wenn diese einzelnen Nutzungseinheiten (Hausgrundstiicke im Sondereigentum)
in baulicher Verbindung miteinander stehen, z.B. gemeinsame Regenrinnen, durchgangige
Dacheindeckung, gemeinsame Trennwand. In diesem Fall wird die gesamte Dachflache aller
Hausgrundstiicke (Grundstlicksbezug) zugrunde gelegt, so dass auch Flachdachflachen von
WEG-Reihenhausern zukinftig zu begriinen sind, selbst wenn die Dachflache einzelner
Hausgrundstiicke den Schwellenwert von 50 m? unterschreiten sollte.

Sofern bei real geteilten Reihenhdusern die Flachdachflache je Grundstlick unterhalb des
Schwellenwertes von 50 m? liegt, bleibt es bei einer freiwilligen Dachbegriinungsentschei-
dung durch den Eigentimer. Gleiches gilt fir die Begriinung verfahrensfreier Bauvorhaben,
denn bei solchen vergleichsweise kleinen eingeschossigen ,Zubehodrbauten® wirde eine ver-
pflichtende Dachbegriinung zu unzumutbaren Mehrkosten fuhren.

Die Verpflichtung steht nach Nummer 1 unter der Einschrankung, dass die Beschaffenheit,
Konstruktion und Gestaltung der Dachflache die Dachbegriinung zulassen muss und nach
Nummer 2 durch die Begrunung keine unzumutbaren Mehrkosten entstehen.

Hinsichtlich des erforderlichen Nachweises der Standsicherheit der baulichen Anlage im Sinne
des § 12 BremLBO muss die Auflast einer Dachbegrinung zusatzlich zu den Lasten aus
Schnee und Wind bertcksichtigt werden. Das Gewicht der Dachbegriinung ist dabei im was-
sergesattigten Zustand anzusetzen.

Bei lose verlegter oder nur teilweise befestigter Dachabdichtung bzw. Dranelementen muss
die Abhebesicherung fur Windsoglasten nachgewiesen werden (ausreichende Auflast oder
Befestigung). Die Windlasten sind abhangig von Dachneigung, Ausbildung der Traufbereiche,
Gebaudehdhe und —breite.

Der Begriff der unzumutbaren Mehrkosten ist ein verwaltungsgerichtlich nachprifbarer unbe-
stimmter Rechtsbegriff und findet seinen Ausfluss im Rechtsstaatsprinzip gemaf Artikel 20
Absatz 3 des Grundgesetzes. Die Regelung des § 58 Absatz 4 BremLBO (umfassendes Nach-
besserungsverlangen der Behorde bei Anderung des vorhandenen Bestandes mdglich) ent-
halt den Begriff ebenfalls und verfolgt den gleichen Regelungszweck auch im Begriinungsorts-
gesetz.

Hier dient er als Einschrankung der gesetzlichen Ermachtigung im Ruckgriff auf den Vorbehalt
der VerhaltnismaRigkeit jedes staatlichen Handelns. Durch diese Einschrankung kann folglich
auch ausgeschlossen werden, dass die Anwendung dieser Vorschrift zu einer Enteignung oder
einem enteignungsgleichen Eingriff fuhrt.

Wann eine Unzumutbarkeit der Grundachherstellung vorliegt, ist anhand des jeweiligen Ein-
zelfalles zu bestimmen. Auf diese Weise kann bei jedem in Betracht kommenden Bauobjekt
auf die Umstande des jeweiligen Falles Bezug genommen werden. Von unzumutbaren Mehr-
kosten, die eine Ausnahme von der Begriinungspflicht begriinden, kann regelmafig ausge-
gangen werden, wenn die Mehrkosten fir die sonst nicht vorgesehene Dachbegriinung unter
Beriucksichtigung der Art und Dauer der geplanten Nutzung sich in einem Bereich zwischen 5
und 10 % der Kosten des gesamten Bauwerks oder dartiber bewegen. Die Bauherrin oder der
Bauherr hat mit den Bauvorlagen einen diesbezlglichen Nachweis beizufugen.

Satz 2 regelt die unveranderte Grundanforderung, dass die durchwurzelbare Schichtdecke
mindestens 10 cm betragen muss. Gemeint ist die Vegetationstragschicht ohne Dréan-, Filter-
, Vlies- und Speicherelemente. Die Mindestschichtdicke liegt damit im unteren Bereich der
Substratstarken fir extensive Dachbegriingen fir die 8 bis 15 cm ublich sind. Dadurch wird
einerseits das Erreichen der beabsichtigen Ziele weitgehend ermaoglicht und andererseits ist
mit den Vorgaben kein unverhaltnismalig hoher Aufwand verbunden.

Eine fachgerechte Ausfiihrung der Dachbegriinung ist nach den aktuellen Regeln der Technik
zu gewabhrleisten. Fir die bauliche Umsetzung von Dachbegriinungen kénnen die folgenden
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Richtlinien zu Rate gezogen werden, die als technische Regeln zu beachten sind, aber keinen
rechtsverbindlichen Charakter im Sinne einer technischen Baubestimmung nach § 85
BremLBO besitzen:

o fachgerechte Ausfiihrung der Dachabdichtung nach den Flachdach-Richtlinien und den
Dachabdichtungsnormen (DIN 18531 und DIN 18195),

° Richtlinie flr die Planung, Ausfihrung und Pflege von Dachbegriinungen der For-
schungsgesellschaft Landschaftsentwicklung Landschaftsbau e.V. in Bonn (kurz: FLL-
Dachbegriinungs-Richtlinie),

. Richtlinien fir die Planung und Ausfihrung von Dachern mit Abdichtungen (kurz: Flach-
dachrichtlinien), Teil des Fachregelwerks des Zentralverbandes des Deutschen Dach-
deckerhandwerks (ZVDH).

Die folgenden Kostenangaben gelten fir Extensivbegriinungen, da bei Intensivbegriinungen
und Dachgarten grof3e Unterschiede in der Ausflihrung und Machtigkeit der Schichtdicke auch
grolRe Preisdifferenzen bedingen. Die Brutto-Preise, die im Zuge von Foérderantragen im Neu-
bau und im Bestand in Bremen von 2012 bis 2015 ermittelt wurden, liegen haufig zwischen 50
und 80 Euro pro gm begrunter Flache. Grolze Dachflachen lassen sich bereits gunstiger be-
grunen, bei sehr kleinen Dachflachen schnellen die Preise oft nach oben, so dass sogar mehr
als 200 Euro/gm gezahlt werden — das ist jedoch nicht mit (Wohn- oder Gewerbe-) Gebau-
debegriinungen zu vergleichen.

Je kleiner die zu begriinende Dachflache, umso hdher gestalten sich die Kosten pro Quad-
ratmeter. Im Umkehrschluss sinken die Erstellungskosten pro gm mit der wachsenden Grof3e
der Flache stark. Die Ausfihrungen beruhen auf Daten der Untersuchung der HafenCity Uni-
versitadt Hamburg ,Hamburgs Griindacher — Eine Okonomische Auswertung“ (Oktober 2017)
und den Auswertungen des Projekts KURAS (www.kuras-projekt.de). Dort wurden fir ver-
schiedene Gebaude die Anteile des Griindachs an den Bauwerkskosten berechnet. Fir ein-
bis zweigeschossige Gebaude liegen sie bei ca. 1,5 %, bei einem sechsgeschossigen Ge-
baude bei 0,4 % der Bauwerkskosten. Die Zusatzkosten sinken bei mehrgeschossiger Bau-
weise mithin stark.

Im Vergleich dazu werden flr einen Kiesbelag auf Flachdachern von Hamburg und vom Deut-
schen Dachgartnerverband (DDV) die Kosten mit 10 Euro/gm angegeben. Die Flachdacher
mit Kiesabdeckung haben respektive Bitumenbahnabdichtung eine kirzere Lebensdauer. Die
Haltbarkeit wird mit 20 Jahren ohne und 40 Jahren mit Begrinung angegeben. Dieses hat
entsprechende Auswirkungen auf die Lebenszykluskosten. Bei einer Betrachtung der beiden
Varianten Uber 40 Jahre ergibt sich unter den Verhaltnissen in Bremen ein annahernd ver-
gleichbarer Kostenbarwert.

Das Positionspapier DDV zur Festsetzung begriinter Dacher in B-Planen fihrt an, dass die
Zusatzkosten fir eine Dachbegriinung bei den pflegearmen Extensivbegriinungen bei 30 bis
50 €/gm Dachflache liegen. Weitere Kosten entstehen durch Pflegearbeiten. Dem stehen Ein-
sparungen bei den Betriebskosten (Hitzeabschirmung, Warmedammung, Niederschlagswas-
sergeblhren) entgegen. Die Kostenangaben sind immer auf die Dachflache und nicht auf die
WohnungsgréfRe zu beziehen.

Die jahrlichen Kosten fiir die Pflege der extensiven Dachbegriinungen belaufen sich auf etwa
1 Euro/gm bei gréReren und bis zu 2,50 Euro /gm bei kleineren Dachern. Bei einem Dach
von 1000 gm begrlinter Flache kommen also 1.000 bis 1.500 Euro pro Jahr an Unterhal-
tungskosten dazu. Hiervon waren die Wartungskosten fir ein Dach mit Bitumenbahnabdich-
tung sowie 70 % der Regenwassergeblhr (verminderter Geblhrensatz) abzuziehen. Es er-
geben sich jahrliche Mehrkosten von 300 bis 800 Euro. Werden die Pflegekosten in Relation
zur vermieteten Wohnflache gesetzt, so lassen sich mogliche Steigerungen der Wohnkosten
abschatzen. Bei mehrgeschossigen Wohngebauden sind — je nach GroRRe der vermieteten
Flache — Mehrkosten von 0,06 bis 0,27 Euro pro Quadratmeter, bei kleineren, ein- bis zwei-
geschossigen Gebauden von 1 — 2 Euro pro Quadratmeter jahrlich zu erwarten.
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Kostenmindernd sind Einsparungen bei der Niederschlagswassergebihr und — flir Vorhaben
im bisherigen Auf3enbereich — bei Anwendung der Eingriffsregelung gegeniiber zu stellen. Die
fur Dachflachen erhobene Niederschlagswassergebuhr vermindert sich in der Stadtgemeinde
Bremen fur Grindacher mit fachgerecht angelegter Intensiv- oder Extensivbegriinung ab einer
Substratschicht von 5 cm Stéarke, die nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik
hergestellt worden sind, auf 30 % des fir das Standarddach erhobenen Satzes laut § 6 Ent-
wasserungsgebuhrenortsgesetz (EGebOG).

Fir naturschutzrechtlich erforderliche Ausgleichsmafnahmen bemisst sich der Kompensati-
onsbedarf nach der ,Handlungsanleitung zur Anwendung der Eingriffsregelung in Bremen®.
Wahrend voll versiegelte Flachen mit dem Biotopwert O bilanziert werden, wird den meisten
Dachbegrinungen der Biotopwert 1 zugeschrieben. Der verbleibende Kompensationsbedarf
hangt von dem urspringlichen Biotopwert des Baulandes ab. Wird z.B. ein Intensivgrinland
uberbaut (Biotopwert 2), vermindert sich der zu bilanzierende Kompensationsbedarf fur die
begriunte Dachflache gegenuber einem Gebaude ohne begrinte Dachflache um die Halfte.
Bei einer hinsichtlich des Biotopwerts optimierten Dachbegriinung (fir Gehdlze ausreichende
durchwurzelbare Substratstarke, einheimische Geholze, Anreicherung mit Habitatelementen
wie Totholz, bindiger Boden, Steinhaufen etc., seltenes Betreten) kénnen auch Funktionen fir
gefahrdete Arten oder ein héherer Biotopwert den Ausgleichsbedarf im Einzelfall weiter ver-
mindern.

Satz 3 ist neu und ermdglicht als Teilkompensation fir das entfallene Rickausnahmeprivileg
nach § 1 Absatz 3 Nummer 4 a.F., dass bei hallenartigen Gebauden auch geringere
Schichtdicken zuldssig sind, sofern die durchwurzelbare Schicht mindestens 4 cm betragt
und der Spitzenabfluss (Cs-Wert) mindestens den Wert von 0,6 erfullt.

Die hallenartigen Gebaude sind gekennzeichnet durch grof3e Spannweiten von Dachflachen
und tragenden Bauteilen. Es kommen zumeist kostenglinstige Konstruktionen unter Verwen-
dung von Stahlblech, Holz oder in dhnlichen Materialien in Leichtbauweise zur Ausflhrung.
Fir diese Gebaudedacher ist der Mehraufwand einer Dachbegrinung vor allem von der
Spannweite abhangig, er steigt mit der Flachengrdfie nicht linear, sondern Uberproportional.
Die statisch zu bericksichtigenden zusatzlichen Flachengewichte der Aufbauten fur Dachbe-
grinungen werden wesentlich durch die Schichtdicke der Vegetationstragschicht im wasser-
gesattigten Zustand bestimmt. Bei einem Griindachaufbau mit einer 10 cm starken Schicht ist
je nach Substrat mit etwa 120 bis 180 kg je m? zuséatzlichem Gewicht zu rechnen. Die statische
Berucksichtigung dieses Dachaufbaus wiirde bei Gebauden mit groRen Spannweiten von tra-
genden Konstruktionen im Regelfall zu einer geanderten Bauweise und insgesamt deutlich
héheren Aufwendungen fuhren.

Es werden mittlerweile eine Vielzahl von Systemaufbauen angeboten, die durch einen opti-
mierten Aufbau und durch optimierte Substrate mit mindestens 4 cm durchwurzelbare Schicht-
dicke eine flr extensiver Begrinungen typische Vegetation mit Sedumpflanzen erméglichen.
Die zusatzlichen Flachengewichte dieser Aufbauten im wassergesattigten Zustand lassen sich
auf etwa 50 bis 75 kg je m? reduzieren. Der Mehraufwand dieser Dachbegriinung bewegt sich
bei hallenartigen Gebauden damit in einem verhaltnismaRigen und zumutbaren Rahmen. Die
Anhaltspunkte der Begrindung einer verminderten Anforderung sind bei anderen Gebaude-
klassen/-typen zumeist nicht gegeben.

Die verminderte Schichtdicke der Dachbegrinung fuhrt zu einer geringfiigig verringerten Wer-
tigkeit im Hinblick auf die Wasserrickhaltung und den 6kologischen Nutzen. Dieser Nachteil
ist vor dem Hintergrund des andernfalls unzumutbar erhdhten Aufwandes fur Herstellung eines
Aufbaus mit mindestens 10 cm Schichtdicke vertretbar. Zur Absicherung der Verwendung ge-
eigneter Systeme und Materialen wird flr den Fall der verminderten Schichtdicke die Einhal-
tung des Spitzenabflussbeiwertes (Cs) 0,6 gefordert. Der Cs nach FLL ist ein fest eingefiuhrter
Parameter. Cs 0,6 besagt zum Beispiel, dass es bei einer Dachbegriinung im wassergesattig-
ten Zustand bei einem definierten Starkregen zu maximal 60 Prozent bfluss kommt. Zum Ver-
gleich: Bei flach geneigten Dacher ist bei einer Schichtdicke von 10 bis 15 cm mit einen Cs
von 0,4 zu rechnen, also einem Abfluss von max. 40 Prozent in dem definierten Zustand.
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Fir hallenartige Gebaude gilt nach Entfall des in § 1 Absatz 3 Nummer 4 a.F. enthaltenen
Ausnahmetatbestands zukiinftig folgendes Priifschema:

1. Die Begrunungspflicht entfallt direkt ablesbar nach § 4 Absatz 1 Nummer 1 oder Num-
mer 2 wenn z.B. bei Leichtbauhallen die statische Konstruktion der Dachflache dies
nicht zulasst oder (auch in Verbindung mit einer Photovoltaiknutzung) unzumutbare
Mehrkosten entstehen wirden.

2.  Sofern die Tragfahigkeit des Daches eine Begriinung des Daches zulasst, gelten fir
hallenartige Gebaude die im Satz 3 ablesbar geregelten, wie vorstehende ausgefiihr-
ten erleichterten Anforderungen an die Dachbegriinung.

3.  Sollte nach Prufung der Punkte zu 1 und 2 eine Dachbegriinung aus anderen Grinden
nicht méglich oder nicht zweckmaRig sein, kann mit der Erteilung einer Abweichung
nach § 5i.V.m. § 67 BremLBO weiterhin einzelfallbezogen von der Begriinungspflicht
befreit werden. Zustandig fur die Erteilung ist die untere Bauaufsichtsbehorde.

Satz 4 stellt klar, dass die Dachbegriinung in den nach der BremBauVorlV erforderlichen Bau-
vorlagen darzustellen ist, insbesondere in den Bauzeichnungen wie dies § 8 Absatz 2 Nummer
2 Buchstabe h) ausdrtcklich fordert. Ebenso muss die Dachbegriinung im Standsicherheits-
nachweis (§ 10 BremBauVorlV) Bertcksichtigung finden.

Absatz 2 Satz 1 regelt unverandert, dass Flachen fir haustechnische Anlagen, fir Tages-
licht-Beleuchtungselemente und Dachterrassen bis zu einem Flachenanteil von insgesamt
30 Prozent der jeweiligen Flachdachflache von der Begriinung ausgenommen sind.

Das prozentuale Verhaltnis ist erforderlich, um deutlich zu machen, dass die Dachbegriinung
gegenuber anderen Nutzungen den grélieren Flachenanteil ausmachen muss. Sofern im Ein-
zelfall fir andere Nutzungen mehr Flachen benétigt werden, ist hierfir eine Abweichung nach
§ 5 zu beantragen, wenn es sich nicht um eine besondere Privilegierung von Anlagen zur
Nutzung erneuerbarer Energien nach Satz 2 handelt.

Die bisher in Satz 2 a.F. aufgefliihrte Kombinationsméglichkeit mit Anlagen zur Nutzung erneu-
erbarer Energien wird in den neuen Absatz 4 Nummer 3 verschoben.

Absatz 3 enthalt keine Anderung gegeniiber dem BegriinungsOG-2019 und stellt besondere
Anforderungen an den Brandschutz begriinter Dacher und nimmt dabei Bezug auf die Rege-
lungen der BremLBO.

Entsprechend § 32 Absatz 1 BremLBO muss die Dachhaut gegen Flugfeuer und strahlende
Warme widerstandsfahig sein (harte Bedachung). Das Brandverhalten von Bedachungen ist
in der Regel nach DIN 4102 Teil 7 (Brandverhalten von Baustoffen und Bauteilen, Bedachun-
gen, Begriffe, Anforderungen und Prifungen) nachzuweisen. Diese Prifnorm ist fur die Beur-
teilung begriinter Dacher - Extensivbegrinungen, Intensivbegriinungen, Dachgarten — je-
doch ungeeignet.

Nach § 32 Absatz 4 BremLBO sind Abweichungen von § 32 Absatz 1 und 2 BremLBO je-
doch zulassig, wenn eine Brandentstehung bei einer Brandbeanspruchung von auf3en durch
Flugfeuer und strahlende Warme nicht zu beflirchten ist oder Vorkehrungen hiergegen ge-
troffen werden.

Die nachfolgenden Ausfihrungen wurden aus dem Mustererlass der ARGEBAU zum Thema
,Brandverhalten begrunter Dacher” vom Juni 1989 ibernommen und sind bei der Planung
und Bauausfuihrung zu beachten:

1. Dacher mit Intensivbegrinung und Dachgarten — das sind solche, die bewassert und
gepflegt werden und die in der Regel eine dicke Substratschicht aufweisen — sind ohne
weiteres als widerstandsfahig gegen Flugfeuer und strahlende Warme (harte Beda-
chung) zu bewerten.

2. Bei Dachern mit Extensivbegrinungen durch tGberwiegend niedrig wachsende Pflanzen
(z. B. Gras, Sedum, Eriken) ist ein ausreichender Widerstand gegen Flugfeuer und
strahlende Warme gegeben, wenn
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2.1. eine mindestens 3 cm dicke Schicht Substrat (Dachgartnererde, Erdsubstrat) mit
héchstens 20 Prozent organischen Bestandteilen vorhanden ist. Bei Begriinungsauf-
bauten, die dem nicht entsprechen (z. B. Substrat mit héherem Anteil organischer Be-
standteile, Vegetationsmatten aus Schaumstoff) ist ein Nachweis nach DIN 4102 Teil 7
bei einer Neigung von 15° und im trockenen Zustand (Ausgleichsfeuchte bei Klima
23/50) ohne Begriinung zu flihren;

2.2. Gebaudeabschlusswande, Brandwande oder Wande, die an Stelle von Brandwanden,
zulassig sind, in Abstanden von héchstens 40 Metern mind. 30 cm Uber das begriinte
Dach, bezogen auf Oberkante Substrat bzw. Erde geflihrt sind. Sofern diese Wande
aufgrund bauordnungsrechtlicher Bestimmungen nicht Uber Dach gefuhrt werden mus-
sen, genugt auch eine 30 cm hohe Aufkantung aus nichtbrennbaren Baustoffen oder
ein 1 Meter breiter Streifen aus massiven Platten oder Grobkies;

2.3. vor Offnungen in der Dachflache (Dachfenster, Lichtkuppeln) und vor Wanden mit Off-
nungen ein mind. 0,5 Meter breiter Streifen aus massiven Platten oder Grobkies ange-
ordnet wird, es sei denn, dass die Bristung der Wandoéffnung mehr als 0,8 Meter Gber
Oberkante Substrat hoch ist. Vor Dachausstiegen ist eine Flache von mind. 1 Metern x
1 Metern mit massiven Platten oder Grobkies zu belegen;

2.4. bei aneinandergereihten giebelstandigen Gebauden im Bereich der Traufe ein in der
Horizontalen gemessener mindestens 1 Meter breiter Streifen nachhaltig unbegrint
bleibt und mit einer Dachhaut aus nichtbrennbaren Baustoffen versehen ist.

Absatz 4 ist neu hinzugefugt und enthalt die bisher in § 1 Absatz 3 Nummer 1 und 2 nor-
mierten Ausnahmetatbestande, die sich auch bisher nur auf die Begriinung von Flachdach-
flachen bezogen und daher zur Verbesserung der Regelungssystematik nach § 4 verscho-
ben werden sollen.

Demnach gelten die Absatze 1 bis 3 nicht fir nach Nummer 1 Ausbauten und Umbauten
von Dachflachen an Gebauden, die mit Ablauf des 22. Mai 2019 (erstmaliges Inkrafttreten
des BegriinungsOG vom 14. Mai 2019 / Brem.GBI. S. 313) bestehen oder genehmigt sind.

Damit wird unverandert klargestellt, dass die zum Zeitpunkt des erstmaligen Inkrafttretens des
Gesetzes bereits bestehenden oder genehmigten Gebaude mit Flachdachflachen von der Be-
grunungspflicht nach § 4 ausgenommen sind und auch bei nachtraglichen wesentlichen bau-
lichen Anderungen (z. B. Umbauten, Sanierungen) Bestandsschutz geniefien, da eine nach-
tragliche Anpassung der Statik als unverhaltnismaRig anzusehen ist. Wird an diesen Gebau-
den zukunftig jedoch ein Gebaudeteil auch in statischer Hinsicht vollstandig neu errichtet und
der Schwellenwert der neu geplanten Flachdachflache von 50 m? entsprechend Uberschritten,
ist diese nach § 4 Absatz 1 zu begrunen.

Mit der Rickausnahmeregelung nach Nummer 2 wird anerkannt, dass Dacher, die vollstandig
oder teilweise als Stellplatzanlagen genutzt werden sollen, in dieser Nutzung nicht einge-
schrankt werden, um je nach Grundstilickssituation als Mdglichkeit zur Deckung des vorha-
benbezogenen Mobilitatsbedarfs zur Verfligung zu stehen. Es ist nicht anzunehmen, dass
Flachdacher nur deshalb als Stellplatzanlagen genutzt werden, um die Verpflichtung zur Dach-
begrinung zu umgehen. Andererseits wirde die Forderung, insbesondere Parkhauser zu ei-
nem zusatzlichen Dach zu verpflichten, nur um dieses zu begriinen, zu einem unangemessen
hohen Aufwand fihren.

Nummer 3 wird als neue Riickausnahme von der Dachbegriinungsverpflichtung nach Ab-
satz 1 hinzugefigt die dann anzuwenden ist, wenn eine Verpflichtung zur Errichtung von
Photovoltaikanlagen an denselben Flachdachflachen aus anderen 6ffentlich-rechtlichen Vor-
schriften besteht.

Fir weitergehende Uberlegungen, Flachdécher zusatzlich zu der Dachbegriinungspflicht o-
der stattdessen prioritar mit solarer Nutzung verpflichtend zu versehen, sind die Ergebnisse
eines Gutachtens zur Photovoltaikpflicht von Gebauden und ein darauf aufbauender Entwurf
eines Bremischen Gesetzes zur Beschleunigung des Ausbaus von Anlagen zur Stromerzeu-
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gung aus solarer Strahlungsenergie (BremSolarG) erst zum Abschluss dieses Gesetzge-
bungsvorhabens am Jahresanfang 2023 vorgelegt worden und konnten deshalb keine inhalt-
liche Berlcksichtigung mehr finden.

In den Gesetzentwurf des BegriinungsOG ist deshalb vorausschauend in § 4 Absatz 4 Num-
mer 3 eine Klausel eingefiigt worden, wonach sich eine Dachbegriinungsverpflichtung nach
diesem Gesetz subsidiar zu einer landesrechtlich im Bremischen Solargesetz zu begriinden-
den Photovoltaik-Verpflichtung verhalt.

Solange eine gesetzliche Photovoltaik-Verpflichtung noch nicht in Kraft getreten ist, geht die
ortsgesetzliche Begriinungsverpflichtung nach § 4 Absatz 1 vor.

In der Ubergangszeit ist daher im Sinne von Absatz 2 Satz 2 a.F. auch eine Kombination mit
Photovoltaik- und solarthermischen Anlagen bei Flachdachflachen zulassig, wobei die grund-
satzliche Verpflichtung der Dachbegriinung nach Absatz 1 weiterbesteht, jedoch nicht die
vollstandige Flachdachflache umfassen muss. Dadurch soll zum Ausdruck gebracht werden,
dass sowohl die Kombination als auch die nachtragliche Erganzung von Dachbegrinungen
und Solaranlagen rechtlich und technisch méglich und auch ohne unverhaltnismafkig hohen
Mehraufwand realisierbar ist.

Nach Inkrafttreten des Bremischen Gesetzes zur Beschleunigung des Ausbaus von Anlagen
zur Stromerzeugung aus solarer Strahlungsenergie (BremSolarG) werden die im dortigen
Landesgesetz normierten Anforderungen an die Dachflachennutzung dem kommunalen Be-
grinungsOG vorgehen (Subsidiaritat aufgrund der Normenhierarchie). Die nach diesem Ge-
setz bestehende Begrinungspflicht entfallt, es sei denn das Bremische Solargesetz erklart
eine Kombination oder eine Wahlmdglichkeit von Photovoltaik und Dachbegrinung fir zulds-

sig.

Zu § 5 - Abweichungen

Keine Anderung gegeniiber dem BegriinungsOG-2019.

Satz 1 stellt klar, dass die flexible Abweichungsvorschrift des § 67 BremLBO nicht nur bei
Abweichungen von Anforderungen der BremLBO, sondern ausdricklich auch von den materi-
ellen Anforderungen solcher Vorschriften gilt, die — wie dieses Begriinungsortsgesetz - auf der
Grundlage der BremLBO erlassen worden sind. Darauf weist § 67 Absatz 1 Satz 1 ausdrtick-
lich hin. Satz 2 enthalt ergédnzend den verfahrensrechtlichen Hinweis auf § 67 Absatz 2 Satz
2 BremLBO. Demnach sind bei Vorhaben, die der Genehmigungsfreistellung nach § 62
BremLBO oder dem vereinfachten Baugenehmigungsverfahren nach § 63 BremLBO unterfal-
len, Abweichungen von den Vorschriften dieses Gesetzes isoliert zu beantragen.

Zu § 6 - Ordnungswidrigkeiten

Keine Anderung gegeniiber dem BegriinungsOG-2019.

Satz 1 bestimmt entsprechend § 83 Absatz 1 Nummer 1 BremLBO als buRgeldbewehrten
Tatbestand der Satzung — ,wer vorsatzlich oder fahrlassig nicht fr bauliche Anlagen genutzte
Grundstucksflachen nach § 3 nicht begriint oder bepflanzt oder Flachdachflachen nicht ent-
sprechend den Vorgaben des § 4 begriint®, es sei denn, die Behdrde hat nach Satz 2 entspre-
chend § 5i.V.m. § 67 BremLBO eine Abweichung zugelassen.

Zu § 7 - Zustandigkeiten

§ 7 ist neu und regelt die behérdlichen Vollzugszustandigkeiten.

Durch eine mittlerweile héhere Sensibilisierung sowohl Stadtbevélkerung als auch der Stadt-
teilbeirate ist mit einer Zunahme der Beschwerdelage zu rechnen. Gleichzeitig werden durch
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die Ubergangsvorschrift in § 8 Absatz 2 auch unbebaute Freiflachen im Bestand in den An-
wendungsbereich einbezogen, um perspektivisch den Anforderungen nach § 3 Absatz 1 zu
entsprechen, was zu einem hdheren Beratungs- und Vollzugsbedarf fuhren wird.

Laut der Ermachtigungsgrundlage nach § 86 Absatz 1 Nummer 6 i.V.m. § 57 Absatz 1 Satz 2
BremLBO ist fir den Vollzug dieses Gesetzes nach Satz 1 grundséatzlich die untere Bauauf-
sichtsbehdrde zustandig. Die Vollzugsaufgaben der zustandigen Behérde umfassen die Kon-
trolle der Grundstuicke aus Anlass oder aus Eigeninitiative, Anhérungen der Eigentiimer bei
Verstélen, Erlass der Bescheide zur Beseitigung der VerstoRe mit entsprechenden Vollstre-
ckungsmafRnahmen (eventuell Zwangsgeldandrohungen, Zwangsgeldfestsetzungen, Ersatz-
vornahmen), Erlass der Widerspruchsbescheide bei Widersprichen, Abwehr der gerichtli-
chen Antrage im einstweiligen Rechtschutz und Beschwerden sowie Klagen und Berufungen
vor dem Verwaltungs- und Oberverwaltungsgericht. Die untere Bauaufsichtsbehdérde hat je-
doch im Rahmen ihrer origindren Aufgabenwahrnehmung keine zusatzlichen Kapazitaten fur
Beratungs- und Kontrollaufgaben zur Durchsetzung der Freiflachenbegriinung nach § 3 Ab-
satz 1. da es sich bei der Gartengestaltung neben Beratungsleistungen vor allem um repres-
sive Uberpriifungen handelt, die nicht Gegenstand der praventiven Priifung im Baugenehmi-
gungsverfahren oder der Schlussabnahme sein kdnnen und zudem in der geforderten Detail-
tiefe fur die Bauaufsicht eine sachfremde Aufgabe darstellen.

Satz 2 stellt deshalb klar, dass die untere Naturschutzbehdrde die untere Bauaufsichtsbe-
hérde bei der Durchsetzung der Anforderungen dieses Gesetzes unterstitzen soll.

Die Einhaltung der Anforderungen fir Begriinungen nach § 3 Absatz 2 und § 4 ist hingegen
nach § 4 Absatz 1 Satz 4 in den Bauvorlagen darstellbar und somit im Rahmen des Bauge-
nehmigungsverfahrens durch die untere Bauaufsichtsbehdrde praventiv Gberprufbar.

Zu § 8 - Ubergangsvorschrift

Absatz 1 Satz 1 entspricht § 7 a.F. und ist gegeniiber dem BegriinungsOG-2019 nicht ver-
andert. Die Ubergangsvorschrift stellt klar, dass bei Vorhaben, bei denen das bauaufsichtli-
che Verfahren vor dem Inkrafttreten dieser Satzung eingeleitet worden ist, die Bestimmun-
gen dieses Ortsgesetzes keine Anwendung finden. Unter Satz 2 wird Bezug auf die Aus-
nahme des Absatzes 2 genommen.

Absatz 2 ist neu und aufgrund der in § 1 Absatz 2 Nummer 1 a.F. gestrichenen Einschran-
kung des Geltungsbereichs der Begriinungsverpflichtung nach § 3 Absatz 1 auf Neuanlagen
oder wesentliche Umgestaltungen erforderlich geworden. Da mit dem Wegfall dieser Ein-
schrankung die Begrinungspflicht auch auf alle bestehenden unbebauten Bestandsflachen
(unabhangig von privater oder 6ffentlicher Eigentimerschaft) ausgeweitet wird, erfolgt damit
ein Eingriff in den vorhandenen Bestand, der tber das grundsétzlich mdgliche Anpassungs-
verlangen nach § 58 Absatz 4 BremLBO hinausgeht. Zur Erfillung ist deshalb eine grof3zu-
gige Ubergangsfrist angemessen, weshalb die Pflicht, vorhandene Freiflachen im Sinne die-
ses Gesetzes umzugestalten und zu begriinen, daher — soweit sie nicht schon durch das gel-
tende Begrunungsortsgesetz seit dem 23. Mai 2019 bestand, erst bis spatestens 31. Dezem-
ber 2026 erflllt werden muss.

Zu § 9 — Inkrafttreten / AuBerkrafttreten

§ 9 entspricht dem § 8 a.F.. Satz 1 regelt, dass die Neufassung dieses Ortsgesetzes am Tag
nach seiner Verkiindung im Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen in Kraft tritt. Nach
Satz 2 tritt gleichzeitig das bisherige Ortsgesetz Giber die Begriinung von Freiflachen und
Flachdachflachen in der Stadtgemeinde Bremen (Begriinungsortsgesetz Bremen) vom

14. Mai 2019 (Brem.GBI.S. 313) aufBer Kraft.
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	Die durchwurzelbare Schichtdicke des Substrats muss mindestens 10 Zentimeter betragen. Bei hallenartigen Gebäuden sind geringere Schichtdicken zulässig, sofern die durchwurzelbare Schicht mindestens 4 Zentimeter beträgt und der Spitzenabfluss (Cs-Wert...
	(2) Flächen für haustechnische Anlagen, für Tageslicht-Beleuchtungselemente und Dachterrassen sind bis zu einem Flächenanteil von insgesamt 30 Prozent der jeweiligen Flachdachfläche von der Begrünung ausgenommen.
	(3) Bei Dachbegrünungen sind nach § 32 Absatz 4 der Bremischen Landesbauordnung Abweichungen von § 32 Absatz 1 und 2 der Bremischen Landesbauordnung zulässig, wenn eine Brandentstehung bei einer Brandbeanspruchung von außen durch Flugfeuer und strahle...
	3. wenn eine Verpflichtung zur Errichtung von Photovoltaikanlagen an denselben Flachdachflächen aus anderen öffentlich-rechtlichen Vorschriften besteht.
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	Übergangsvorschriften
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	Dieses Ortsgesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tritt das Begrünungsortsgesetz Bremen vom 14. Mai 2019 (Brem.GBl. S. 313) außer Kraft.
	Bremen, den 28. März 2023
	Neufassung eines Ortsgesetzes über die Begrünung von Freiflächen und Flachdachflächen in der Stadtgemeinde Bremen (Begrünungsortsgesetz Bremen)
	vom 28. März 2023
	Begründung
	Zu § 1- Örtlicher und sachlicher Anwendungsbereich
	Absatz 1 entspricht mit klarstellender Erweiterung dem BegrünungsOG-2019 und setzt für das Begrünungsortsgesetz einen auf die gesamte Stadtgemeinde Bremen und das stadtbremische Überseehafengebiet Bremerhaven festgelegten örtlichen Anwendungsbereich f...
	Absatz 2 Nummer 1 wird gegenüber dem BegrünungsOG-2019 dergestalt verändert, dass das nachgeschärfte Gesetz ohne die vorherige Gültigkeitseinschränkung der Neuanlage oder einer wesentlichen Umgestaltung die für alle Baugrundstücke (auch in öffentliche...
	Der umfassende Eingriff in den Bestand wird vor allem damit begründet, dass man zur Erreichung der Klimaschutzziele alle vorhandenen Flächen nutzen muss. Perspektivisch aber zu erwarten ist, dass Photovoltaik-Pflicht für Dachflächen zur Sicherung der ...
	Absatz 2 Nummer 2 entspricht unverändert dem BegrünungsOG-2019. Demnach sind alle Flachdachflächen im Rahmen des Neubaus von Gebäuden oder Gebäudeteilen sowie von Tiefgaragen und deren überdachten Zufahrten zu begrünen.
	Absatz 3 entfällt, da die bisherigen Rückausnahmen nach Nummer 1 und 2 a.F. sich nur auf die Begrünung von Flachdachflächen beziehen und deshalb aus systematischen Gründen nach § 4 Absatz 4 Nummer 1 und 2 verschoben werden.
	Gleichzeitig werden für einen weitergehenden Beitrag zum Klimaschutz (Biodiversitätserhalt, Wasserrückhalt, Reduzierung der Luftbelastung u. s. w.) die bisherigen Rückausnahmen vom Anwendungsbereich dieses Gesetzes wieder gestrichen und zwar nach Numm...
	Damit unterliegen auch diese Vorhaben zukünftig grundsätzlich dem Anwendungsbereich dieses Gesetzes. Sofern die Erfüllung der gesetzlichen Anforderungen im Einzelfall nicht möglich sein sollte, ist darüber durch die untere Bauaufsichtsbehörde im Rahme...
	Die Legaldefinition ist notwendig, um auf dieser Grundlage eine rechtssichere Beurteilung vornehmen zu können, ob es sich um eine unzulässigerweise mit Befestigungsmaterial bedeckte, unbegrünte Freifläche handelt und auf dieser Grundlage eine Ordnungs...
	Klarstellend sei darauf hingewiesen, dass gepflasterte oder betonierte Vollversiegelungen und ggf. betonierte Fugen bereits nach § 8 Absatz 1 BremLBO aufgrund fehlender Wasserdurchlässigkeit i.V.m. dem Begrünungsgebot nach § 3 Absatz 1 Satz 1 unzuläss...
	Die Begriffsbestimmungen in § 2 Absatz 2 und 3 entsprechen unverändert dem BegrünungsOG-2019.

	Die im Sinne dieses Gesetzes vorgenommene Begrünung oder Bepflanzung kann im Sinne einer ökologisch wertvollen Zwischennutzung zu einem späteren Zeitpunkt wieder entfernt werden, wenn die Freifläche für eine zulässige bauliche Nutzung verwendet werden...
	Die Aufnahme dieser Verpflichtung in das Gesetz ist erforderlich, um die wegfallenden Freiflächen zum einen zu kompensieren und zum anderen die bewährte gängige Praxis zu normieren, weil in der Vergangenheit oftmals Ermessensentscheidungen für Befreiu...
	Über einen möglichen Verzicht ist im Rahmen der Ermessensentscheidung nach § 31 Absatz 2 mit einer separaten Abweichung einzelfallbezogen nach § 67 BremLBO i.V.m. § 5 des BegrünungsOG unter Abwägung der Gründe zu entscheiden.

	Im Umkehrschluss bedeutet dies, dass für sämtliche bauordnungsrechtlich verfahrensfreie bauliche Anlagen, die im Aufzählungskatalog des § 61 Absatz 1 BremLBO genannt sind, eine Begrünungsverpflichtung nicht besteht, wenn diese nach im Regelfall positi...
	Satz 1 senkt den Schwellenwert, ab dem die Flachdachflächen zu begrünen sind, gegenüber dem BegrünungsOG-2019 von 100 m² auf 50 m² ab.

	Der auf 50 m² herabgesetzte Schwellenwert für die verpflichtende Dachbegrünung knüpft an die bestehenden Flächenbeschränkungen für verfahrensfreie Bauvorhaben im Aufzählungskatalog nach § 61 Absatz 1 BremLBO an. Regelungsziel ist, verfahrensfreie Bauv...
	Andererseits fallen in Verbindung mit der Streichung des bisherigen Rückausnahmeprivilegs nach § 1 Absatz 3 Nummer 3 a. F. auch Reihenhauszeilen mit Flachdächern, die z. B. bei durchschnittlicher Breite von ca. 5,00 Metern und einer Länge von mehr als...
	Reihenhäuser in der Rechtsform nach WEG werden bauordnungsrechtlich als ein Gebäude betrachtet, wenn diese einzelnen Nutzungseinheiten (Hausgrundstücke im Sondereigentum) in baulicher Verbindung miteinander stehen, z.B. gemeinsame Regenrinnen, durchgä...

	Sofern bei real geteilten Reihenhäusern die Flachdachfläche je Grundstück unterhalb des Schwellenwertes von 50 m² liegt, bleibt es bei einer freiwilligen Dachbegrünungsentscheidung durch den Eigentümer. Gleiches gilt für die Begrünung verfahrensfreier...
	Satz 2 regelt die unveränderte Grundanforderung, dass die durchwurzelbare Schichtdecke mindestens 10 cm betragen muss. Gemeint ist die Vegetationstragschicht ohne Drän-, Filter-, Vlies- und Speicherelemente. Die Mindestschichtdicke liegt damit im unte...
	Satz 3 ist neu und ermöglicht als Teilkompensation für das entfallene Rückausnahmeprivileg nach § 1 Absatz 3 Nummer 4 a.F., dass bei hallenartigen Gebäuden auch geringere Schichtdicken zulässig sind, sofern die durchwurzelbare Schicht mindestens 4 cm ...
	Absatz 2 Satz 1 regelt unverändert, dass Flächen für haustechnische Anlagen, für Tageslicht-Beleuchtungselemente und Dachterrassen bis zu einem Flächenanteil von insgesamt 30 Prozent der jeweiligen Flachdachfläche von der Begrünung ausgenommen sind.
	Absatz 3 enthält keine Änderung gegenüber dem BegrünungsOG-2019 und stellt besondere Anforderungen an den Brandschutz begrünter Dächer und nimmt dabei Bezug auf die Regelungen der BremLBO.
	Nach § 32 Absatz 4 BremLBO sind Abweichungen von § 32 Absatz 1 und 2 BremLBO jedoch zulässig, wenn eine Brandentstehung bei einer Brandbeanspruchung von außen durch Flugfeuer und strahlende Wärme nicht zu befürchten ist oder Vorkehrungen hiergegen get...
	Die nachfolgenden Ausführungen wurden aus dem Mustererlass der ARGEBAU zum Thema „Brandverhalten begrünter Dächer“ vom Juni 1989 übernommen und sind bei der Planung und Bauausführung zu beachten:
	Absatz 4 ist neu hinzugefügt und enthält die bisher in § 1 Absatz 3 Nummer 1 und 2 normierten Ausnahmetatbestände, die sich auch bisher nur auf die Begrünung von Flachdachflächen bezogen und daher zur Verbesserung der Regelungssystematik nach § 4 vers...
	Demnach gelten die Absätze 1 bis 3 nicht für nach Nummer 1 Ausbauten und Umbauten von Dachflächen an Gebäuden, die mit Ablauf des 22. Mai 2019 (erstmaliges Inkrafttreten des BegrünungsOG vom 14. Mai 2019 / Brem.GBl. S. 313) bestehen oder genehmigt sind.
	Nummer 3 wird als neue Rückausnahme von der Dachbegrünungsverpflichtung nach Absatz 1 hinzugefügt die dann anzuwenden ist, wenn eine Verpflichtung zur Errichtung von Photovoltaikanlagen an denselben Flachdachflächen aus anderen öffentlich-rechtlichen ...

	Solange eine gesetzliche Photovoltaik-Verpflichtung noch nicht in Kraft getreten ist, geht die ortsgesetzliche Begrünungsverpflichtung nach § 4 Absatz 1 vor.
	In der Übergangszeit ist daher im Sinne von Absatz 2 Satz 2 a.F. auch eine Kombination mit Photovoltaik- und solarthermischen Anlagen bei Flachdachflächen zulässig, wobei die grundsätzliche Verpflichtung der Dachbegrünung nach Absatz 1 weiterbesteht, ...
	Nach Inkrafttreten des Bremischen Gesetzes zur Beschleunigung des Ausbaus von Anlagen zur Stromerzeugung aus solarer Strahlungsenergie (BremSolarG) werden die im dortigen Landesgesetz normierten Anforderungen an die Dachflächennutzung dem kommunalen B...
	Keine Änderung gegenüber dem BegrünungsOG-2019.
	Keine Änderung gegenüber dem BegrünungsOG-2019.

	Durch eine mittlerweile höhere Sensibilisierung sowohl Stadtbevölkerung als auch der Stadtteilbeiräte ist mit einer Zunahme der Beschwerdelage zu rechnen. Gleichzeitig werden durch die Übergangsvorschrift in § 8 Absatz 2 auch unbebaute Freiflächen im ...
	Laut der Ermächtigungsgrundlage nach § 86 Absatz 1 Nummer 6 i.V.m. § 57 Absatz 1 Satz 2 BremLBO ist für den Vollzug dieses Gesetzes nach Satz 1 grundsätzlich die untere Bauaufsichtsbehörde zuständig. Die Vollzugsaufgaben der zuständigen Behörde umfass...
	Satz 2 stellt deshalb klar, dass die untere Naturschutzbehörde die untere Bauaufsichtsbehörde bei der Durchsetzung der Anforderungen dieses Gesetzes unterstützen soll.
	Absatz 1 Satz 1 entspricht § 7 a.F. und ist gegenüber dem BegrünungsOG-2019 nicht verändert. Die Übergangsvorschrift stellt klar, dass bei Vorhaben, bei denen das bauaufsichtliche Verfahren vor dem Inkrafttreten dieser Satzung eingeleitet worden ist, ...

	§ 9 entspricht dem § 8 a.F.. Satz 1 regelt, dass die Neufassung dieses Ortsgesetzes am Tag nach seiner Verkündung im Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen in Kraft tritt. Nach Satz 2 tritt gleichzeitig das bisherige Ortsgesetz über die Begrünung vo...

